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1 Steuerliche Berücksichtigung eines Home-Office während der Corona-

Pandemie 

In Zeiten der Corona-Krise können Arbeitgeber ihre Arbeitnehmer anweisen, von zu Hause aus zu arbeiten. 

Der neue Entwurf der Corona-Arbeitsschutzverordnung vom 20.1.2021 sieht nun vor, dass Arbeitgeber 

verpflichtet sind, Home-Office anzubieten, wo immer es möglich ist. 

Die Aufwendungen werden i. d. R. vom Arbeitgeber übernommen. Ist eine Kostenübernahme nicht 

möglich, können entsprechende Aufwendungen unter weiteren Voraussetzungen bis zu einer Höhe von 

1.250 € im Jahr als Werbungskosten oder Betriebsausgaben geltend gemacht werden (Arbeitszimmer). Zu 

den Aufwendungen, die anteilig nach Fläche in Ansatz gebracht werden, zählen z. B. auch: Kaltmiete oder 

Gebäude-Abschreibung, Wasser, Nebenkosten, Müllabfuhr, Verwaltungskosten, Grundsteuer, 

Versicherungen, Schornsteinfeger, Heizung, Reinigung, Strom, Renovierung, Schuldzinsen. 

Die steuerliche Berücksichtigung setzt allerdings voraus, dass es sich bei einem häuslichen Arbeitszimmer 

um einen Raum handelt, der ausschließlich oder nahezu ausschließlich (zu 90 %) zu betrieblichen oder 

beruflichen Zwecken genutzt wird. Bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten 

betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit, kommt auch ein unbeschränkter Abzug der Aufwendungen in 

Frage.  

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2020 beschloss der Gesetzgeber, dass Steuerpflichtige, die im 

Home-Office arbeiten, deren Räumlichkeiten allerdings nicht alle Voraussetzungen eines häuslichen 

Arbeitszimmers erfüllen, trotzdem mit einer steuerlichen Erleichterung rechnen können. So können sie 

nunmehr für jeden Kalendertag, an dem sie ausschließlich in der häuslichen Wohnung arbeiten, einen 

Betrag von 5 € geltend machen. Die Pauschale ist auf einen Höchstbetrag von 600 € im Jahr begrenzt und 

wird in die Werbungskostenpauschale eingerechnet. Sie kann in den Jahren 2020 und 2021 in Anspruch 

genommen werden.  

Bitte beachten! Fahrtkostenpauschalen während des Home-Office können nicht geltend gemacht werden. 

Es empfiehlt sich die Arbeitszeiten im Home-Office zu dokumentieren und diese vom Arbeitgeber 

bestätigen zu lassen. 

2 Vereinfachung der Überbrückungshilfe III 

Die Bundesregierung hat sich auf eine Vereinfachung der Überbrückungshilfe III geeinigt. Im Wesentlichen 

umfasst die Vereinfachung die Punkte: 

1. Für alle Unternehmen mit mehr als 30 % Umsatzeinbruch gilt die Berechtigung, die gestaffelte 

Fixkostenerstattung zu beantragen. Das heißt: keine Differenzierung mehr bei der Förderung nach 

unterschiedlichen Umsatzeinbrüchen und Zeiträumen, Schließungsmonaten und direkter oder 

indirekter Betroffenheit. 

2. Die Förderhöchstgrenze für die Fördermonate November 2020 bis Juni 2021 wird auf bis zu 1,5 

Mio. € pro Fördermonat (vorher vorgesehen 200.000 bzw. 500.000 €) angehoben, sofern dies 

beihilferechtlich zulässig ist. 

3. Abschlagszahlungen bis zu einer Höhe von bis zu 100.000 € (bisher 50.000 €) für einen 

Fördermonat werden einheitlich und nicht nur für von Schließungen betroffene Unternehmen 

gewährt. 

4. Als erstattungsfähige Fixkosten gelten nun auch Wertverluste von unverkäuflicher oder saisonaler 

Ware der Wintersaison 2020/2021. Investitionen für die bauliche Modernisierung und Umsetzung 

von Hygienekonzepten ebenso wie Investitionen in Digitalisierung können als Kostenposition 

geltend gemacht werden. 
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Für Vollstreckungsschuldner, die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich 

betroffen sind, gilt, dass bis zum 30.6.2021 von Vollstreckungsmaßnahmen abgesehen werden soll. 

Finanzämter können den Erlass der Säumniszuschläge im angegebenen Zeitraum durch 

Allgemeinverfügung regeln. Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und 

Körperschaftsteuer 2021 können bis zum 31.12.2021 gestellt werden. Bei der Nachprüfung der 

Voraussetzungen sind keine strengen Anforderungen zu stellen. Für Anträge auf (Anschluss-)Stundung 

oder Vollstreckungsaufschub gelten die allgemeinen Grundsätze und Nachweispflichten.  

3 Steuerliche Verbesserung für Menschen mit Behinderungen 

Im Behinderten-Pauschbetragsgesetz verabschiedete der Bundesrat neben der Anpassung der 

Behinderten-Pauschbeträge auch Steuervereinfachungen, die Steuerpflichtige mit Behinderung von 

Nachweispflichten entlasten. Darüber hinaus entfallen die Anspruchsvoraussetzungen zur Gewährung 

eines Behinderten-Pauschbetrags bei einem Grad der Behinderung unter 50. Die Regelungen gelten ab 

dem Veranlagungszeitraum 2021.  

Steuerpflichtige mit Behinderung haben die Möglichkeit Kosten, die zur Bewältigung ihres Alltags als 

außergewöhnliche Belastungen anfallen, steuerlich geltend zu machen. Sie können zwischen 

Einzelnachweisen oder, zur Vereinfachung, zwischen einem ansetzbaren Pauschalbetrag wählen. Die 

Behinderten-Pauschbeträge werden auf maximal 2.840 € erhöht. Der Betrag hängt maßgeblich vom 

festgestellten Grad der Behinderung ab. In besonderen Fällen erhöht sich der Pauschalbetrag auf 7.400 €.  

Für außergewöhnliche Belastungen, die durch die häusliche Pflege einer Person entstehen können, kann 

mit dem Pflege-Pauschbetrag ebenfalls eine Pauschalierung erfolgen. Der Betrag wurde ebenfalls 

angehoben und beträgt nun maximal 1.800 €. Der Betrag richtet sich am Pflegegrad der zu pflegenden 

Person aus. Der Pauschalbetrag kann geltend gemacht werden, wenn die pflegende Person dafür keine 

Einnahmen erhält. Das Pflegegeld, dass Eltern eines Kindes mit Behinderungen für dieses Kind empfangen, 

wird dabei nicht als Einnahme angerechnet.   

Darüber hinaus wird eine behinderungsbedingte Fahrtkosten-Pauschale eingeführt. Sie kann bis zu einer 

Höhe von 900 € von Menschen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 80 oder mit einem Grad 

der Behinderung von mindestens 70 und einer erheblichen Gehbehinderung in Anspruch genommen 

werden.  

Für Menschen mit einer außergewöhnlichen Gehbehinderung sowie für blinde und hilflose Personen gilt 

eine Obergrenze von maximal 4.500 € jährlich. Die Pauschale gilt anstelle der bisher individuell ermittelten 

Aufwendungen für Fahrtkosten und ist unter Abzug der zumutbaren Belastung zu berücksichtigen. 

4 Kaufpreisaufteilung für die Gebäude-AfA 

Wird ein Gebäude oder eine Wohnung für Zwecke der Vermietung gekauft, so muss im ersten 

Veranlagungsjahr die Bemessungsgrundlage ermittelt werden, nach der sich die jährliche Abschreibung für 

Abnutzung (AfA) ermittelt. Da diese Berechnung zum Teil komplex sein kann, steht eine „Arbeitshilfe zur 

Kaufpreisaufteilung“ vom Bundesministerium der Finanzen zur Verfügung. Diese Arbeitshilfe war nun 

Gegenstand im Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 14.8.2019. 

Im entschiedenen Fall erwarb ein Steuerpflichtiger einen Miteigentumsanteil an einem bebauten 

Grundstück. Die entsprechende AfA wurde eigenständig anhand des anteiligen Kaufpreises für das 

Gebäude laut abgeschlossenem Kaufvertrag berechnet. Bei der Veranlagung berechnete das Finanzamt die 

AfA mit der Arbeitshilfe neu und kam zu einem stark abweichenden Wert, den der Steuerpflichtige so nicht 

akzeptierte. 
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Der BFH gab ihm Recht. Er stellte fest, dass mit der Arbeitshilfe tatsächliche Werte insbesondere in 

Großstädten, bei hochpreisigen Objekten oder auch bei sanierten Altbauten nicht mehr annähernd 

wiedergegeben werden. Grundsätzlich kann daher bei der Wertermittlung der entsprechende Kaufvertrag 

zugrunde gelegte werden. Dieser sollte die realen Verhältnisse widerspiegeln, wirtschaftlich haltbar sein 

und nicht einem Gestaltungsmissbrauch unterliegen. Die Arbeitshilfe darf nicht einfach anstelle des 

Kaufvertrags angewendet werden. Alternativ bleibt weiterhin die Möglichkeit eines 

Sachverständigengutachtens zum Nachweis der Bemessungsgrundlage. 

5 Sozialversicherungspflicht von mitarbeitenden Gesellschaftern 

konkretisiert 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat die Rechtsprechung zur sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung von 

mitarbeitenden Gesellschaftern, die nicht als Geschäftsführer bestellt sind, in einem Urteil vom 12.5.2020 

konkretisiert. Nunmehr können sie auch als sozialversicherungspflichtig gelten.  

Die Sozialversicherungspflicht richtet sich demnach nach dem beherrschenden Einfluss, den ein 

mitarbeitender Gesellschafter auf die Geschicke einer Gesellschaft ausüben kann. Ist ein Gesellschafter 

nicht zum Geschäftsführer bestellt, ist er nur dann von der Sozialversicherungspflicht befreit, wenn er 

Beschlüsse der Gesellschafterversammlung maßgeblich durch seine Stimmenmehrheit beeinflussen kann. 

Dadurch ist er in die Lage versetzt, das eigene abhängige Beschäftigungsverhältnis jederzeit zu beenden.  

Ist er, etwa durch gesellschaftsrechtliche Einschränkungen, nicht in der Lage das Beschäftigungsverhältnis 

zu ändern, liegt eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung des Gesellschafters vor. Von der 

Sozialversicherungspflicht befreit sind hingegen geschäftsführende Gesellschafter, wenn sie „einen 

beherrschenden Einfluss auf die Geschicke einer Gesellschaft nehmen“ können. 

Dem Urteil vorangegangen war die Klarstellung im Fall einer mitarbeitenden Mehrheitsgesellschafterin, die 

70 % am Stammkapital der Gesellschaft hielt. Die Geschäftsführertätigkeit übte eine andere Person aus. 

Dieser war der Gesellschafterin weisungsgebunden. Um in der Gesellschaft Beschlüsse durchzusetzen, 

waren laut Gesellschaftsvertrag 75 % der Stimmen aller Gesellschafter erforderlich.  

Unter dieser Voraussetzung war die Mehrheitsgesellschafterin außerstande, ihren weisungsgebundenen 

Mitarbeiterstaus zu ändern. Nach Auffassung des BSG besitzt sie somit nicht die nötigen Voraussetzungen 

für eine Befreiung von der Sozialversicherungspflicht. Sie gilt damit als sozialversicherungspflichtig 

beschäftigt.  

6 Wegfall der Steuerbefreiung nach Erbfall ohne zwingende Gründe für 

Aufgabe der Selbstnutzung 

Vererbt der Erblasser sein Gebäude, welches er vorher bis zu seinem Tod selbst genutzt hat, können die 

Erben i. d. R. von einer Steuerbefreiung Gebrauch machen. Erbt der verbliebene Ehegatte das Gebäude und 

nutzt dieses noch mindestens 10 Jahre zu eigenen Wohnzwecken, so wird auf den Erwerb keine 

Erbschaftsteuer erhoben. Erben dagegen die Kinder das Gebäude, entsteht nur dann keine Erbschaftsteuer, 

wenn das Gebäude für mindestens 10 Jahre von den Erben genutzt wird und die Wohnfläche zudem nicht 

mehr als 200 m² beträgt. Sollte es sich bei den Erben nicht um den Ehegatten oder die Kinder handeln, so 

greift diese Steuerbefreiung nicht und der Erwerb unterliegt der Besteuerung. 

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf entschied am 8.1.2020 über den rückwirkenden Wegfall dieser 

Steuerbefreiung. Eine Tochter erhielt von ihrem verstorbenen Vater das selbstgenutzte bebaute Grundstück 

und bewohnte dieses für einige Jahre. Die Mindestdauer von 10 Jahren wurde dabei jedoch unterschritten. 

Das Haus wurde nach ihrem Auszug abgerissen. Daraufhin wurde die bisher berücksichtigte 
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Steuerbefreiung rückwirkend aberkannt. Dagegen wehrte sich die Steuerpflichtige. Der Abriss war 

wirtschaftlich notwendig, eine umfangreiche Renovierung hätte sich nicht gelohnt. Zudem war es ihr aus 

gesundheitlichen Gründen nicht mehr möglich die Treppe ins Obergeschoss zu nutzen, welches sie 

ausschließlich bewohnt hat. 

Das FG sah es zwar als verständlich an, dass die Selbstnutzung durch die vorliegenden Mängel des 

Gebäudes aufgegeben werden musste, ein zwingender Grund für die Aufgabe der Selbstnutzung ist es 

aber nicht. Auch der gesundheitliche Zustand ist kein zwingender Grund, da die Nutzung für die 

Steuerpflichtige bis zu dem Auszug trotzdem möglich war - so die Auffassung des FG. 

Anmerkung: Das Urteil ist bislang jedoch noch nicht rechtskräftig, da ein Revisionsverfahren beim 

Bundesfinanzhof anhängig ist. 

7 Geschäftsführervertrag – freies Dienstverhältnis 

Der Geschäftsführer einer GmbH wird für diese in aller Regel auf der Grundlage eines freien Dienstvertrags, 

nicht eines Arbeitsvertrags, tätig. Auch gegenüber einem Geschäftsführer als freien Dienstnehmer steht 

der Gesellschaft ein unternehmerisches Weisungsrecht zu. Eine Weisungsgebundenheit des GmbH-

Geschäftsführers, die so stark ist, dass sie auf einen Status als Arbeitnehmer schließen lässt, kommt 

allenfalls in extremen Ausnahmefällen in Betracht. 

Das Anstellungsverhältnis wandelt sich auch nicht ohne Weiteres durch den Verlust von zuvor 

übertragenen Geschäftsführeraufgaben in ein Arbeitsverhältnis um. Das kommt allerdings dann in Betracht, 

wenn der Geschäftsführer bei der Ausübung seiner verbliebenen Tätigkeiten einem Weisungsrecht der 

Gesellschaft unterliegt. 

Dementsprechend gelten bei der Kündigung eines Geschäftsführerdienstvertrags andere Vorgaben als für 

einen Arbeitsvertrag. Wird beispielsweise die Vergütung nach Monaten bemessen, ist die Kündigung 

spätestens am 15. eines Monats für den Schluss des Kalendermonats möglich und bei einer Vergütung, 

die nicht nach Zeitabschnitten bemessen wird, jederzeit. 

8 Überschreiten der Höchstarbeitszeit durch zweite Arbeitsstelle 

Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit ohne 

die Ruhepausen. Arbeitszeiten bei mehreren Arbeitgebern sind zusammenzurechnen. Die werktägliche 

Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf 8 Stunden nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu 10 Stunden nur 

verlängert werden, wenn innerhalb von 6 Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt 

8 Stunden werktäglich nicht überschritten werden. Bei dieser Regelung im ArbZG handelt es sich um ein 

Verbotsgesetz. 

Führt der Abschluss eines zweiten Arbeitsvertrags mit einem anderen Arbeitgeber dazu, dass der 

Arbeitnehmer die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit von 48 Stunden überschreitet, hat dies 

grundsätzlich die Nichtigkeit des zuletzt abgeschlossenen Arbeitsvertrags zur Folge, entschieden die 

Richter des Landesarbeitsgerichts Nürnberg in ihrem Urteil vom 19.5.2020. 

Der Fortbestand des Arbeitsvertrags unter Reduktion der vereinbarten Arbeitszeit auf das gesetzlich noch 

zulässige Maß kommt nur in Betracht, wenn sich insoweit eindeutig ein übereinstimmender hypothetischer 

Wille beider Vertragsparteien feststellen lässt. 
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9 Darlegungslast bei Überstundenvergütung 

Die Vergütung von Überstunden setzt zum einen voraus, dass der Arbeitnehmer diese tatsächlich geleistet 

hat, und zum anderen, dass die Überstunden vom Arbeitgeber angeordnet, gebilligt oder geduldet worden 

oder jedenfalls zur Erledigung der geschuldeten Arbeit notwendig gewesen sind. Für beide 

Voraussetzungen – einschließlich der Anzahl geleisteter Überstunden – trägt der Arbeitnehmer die 

Darlegungs- und Beweislast. 

So entschieden die Richter des Landesarbeitsgerichts Mecklenburg-Vorpommern am 20.10.2020, dass ein 

Kraftfahrer, dem vom Arbeitgeber bestimmte Touren zugewiesen werden, seiner Darlegungslast bereits 

dadurch genügen kann, dass er vorträgt, an welchen Tagen er welche Tour wann begonnen und wann 

beendet hat. Im Rahmen der gestuften Darlegungslast ist es dann Sache des Arbeitgebers, unter 

Auswertung seiner eigenen Aufzeichnungen, zu denen er nach dem Arbeitszeitgesetz verpflichtet ist, 

substantiiert darzulegen, an welchen Tagen der Arbeitnehmer aus welchen Gründen im geringeren 

zeitlichen Umfang als von ihm behauptet gearbeitet haben muss. 

10 Kurz berichtet: Bürgerfreundlicheres Meldewesen  

Seit Jahresbeginn sollen Bürger Meldebescheinigungen und andere Verwaltungsleistungen elektronisch 

beantragen können. Meldedaten können über ein Verwaltungsportal selbst aus dem Melderegister 

abgerufen und weitergenutzt werden. Statt einer schriftlichen kann nun eine elektronische 

Meldebescheinigung beantragt und nach einem Wohnungsumzug eine Anmeldung in der neuen Stadt 

elektronisch durchgeführt werden. Auch eine Nebenwohnung kann am Ort der Nebenwohnung abgemeldet 

werden. 

11 Nutzungsdauer von Computer- Hard- und Software auf ein Jahr verkürzt 

Bestimmte digitale Wirtschaftsgüter können rückwirkend zum 1.1.2021 sofort abgeschrieben werden. Das 

geht aus einem Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 26.2.2021 hervor. Damit wird die 

Nutzungsdauer für Computer von drei Jahren auf ein Jahr reduziert und die AfA-Tabelle für allgemeine 

Anlagegüter entsprechend geändert. Die Sofortabschreibung kann wahlweise in Anspruch genommen 

werden.  

Zu den benannten digitalen Wirtschaftsgütern gehören materielle Wirtschaftsgüter wie Computerhardware 

und immaterielle Wirtschaftsgüter wie Betriebs- und Anwendersoftware. Darunter fallen darüber hinaus 

auch ERP-Software, Software für Warenwirtschaftssysteme oder Anwendungssoftware zur 

Unternehmensverwaltung oder Prozesssteuerung. 

Die neue Regelung kann in den Gewinnermittlungen für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden, 

angewendet werden. In Gewinnermittlungen nach dem 31.12.2020 kann sie auch auf entsprechende 

Wirtschaftsgüter angewendet werden, die in früheren Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt 

wurden und bei denen eine andere als die einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde. Dies gilt ab 

dem Veranlagungszeitraum 2021 entsprechend für Wirtschaftsgüter des Privatvermögens, die zur 

Einkunftserzielung verwendet werden. 

12 Drittes Corona-Steuerhilfegesetz in Kraft 

Nur eine Woche nach dem Bundestag hat am 5.3.2021 auch der Bundesrat dem Dritten Corona-

Steuerhilfegesetz zugestimmt. Darin enthalten sind nachfolgende Verbesserungen bzw. Änderungen: 
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Da Familien besonders von den pandemiebedingten Einschränkungen betroffen sind, wird pro Kind ein 

einmaliger Kinderbonus von 150 € (im Vorjahr 300 €) auf das Kindergeld gewährt. Dieser Bonus wird mit 

dem steuerlichen Kinderfreibetrag verrechnet. Er wird nicht auf die Grundsicherung angerechnet. Der 

Einmalbetrag soll im Mai 2021 ausbezahlt werden. Anspruch besteht für jedes Kind, das in diesem Monat 

kindergeldberechtigt ist. All jene Kinder, für die im Mai 2021 kein Kindergeldanspruch besteht, werden 

dennoch mit dem Kinderbonus bedacht, wenn für sie in einem anderen Monat des Jahres 2021 ein 

Kindergeldanspruch besteht. Der Einmalbetrag findet beim steuerlichen Familienleistungsausgleich 

Berücksichtigung. Je höher das Einkommen, um so mehr mindert der Kinderbonus die steuerliche 

Entlastungswirkung. 

Gastronomiebetriebe sind von der Corona-Krise besonders betroffen und können durch die bestehenden 

Schließungen von der Mehrwertsteuersenkung nicht profitieren. Die Mehrwertsteuer für Speisen in der 

Gastronomie wird daher über den 30.6.2021 hinaus befristet bis Ende 2022 auf den ermäßigten Steuersatz 

von 7 % gesenkt. Auf Getränke wird der reguläre Steuersatz erhoben. Von dieser Regelung sollen auch 

Cateringunternehmen, Lebensmitteleinzelhändler, Bäckereien sowie Metzgereien profitieren. 

Voraussetzung dafür ist, dass sie verzehrfertig zubereitete Speisen zur Abgabe anbieten. 

Erwachsene Grundsicherungsempfänger erhalten aufgrund der entstehenden Mehraufwendungen durch 

die Corona-Pandemie eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 150 €. Der erleichterte Zugang zur 

Grundsicherung für Selbstständige und Beschäftigte mit kleinen Einkommen, die krisenbedingt plötzlich in 

Not geraten sind, wird bis zum 31.12.2021 verlängert. Zusätzlich dazu wird das Rettungsprogramm 

„Neustart Kultur“ verlängert und ein Anschlussprogramm mit einem Umfang von eine Mrd. € aufgelegt. 

13 Gesetzliche Verlängerung der Steuererklärungsfrist für beratene Fälle 

Der Bundesrat hat am 12.2.2021 einem Gesetzesentwurf zugestimmt, durch den die Frist zur Abgabe einer 

Steuererklärung durch steuerberatende Berufe verlängert wird. Für den Veranlagungszeitraum 2019 läuft 

die Frist nun bis Ende August 2021. Parallel dazu wird auch die Karenzzeit zur Verschonung von 

Verzugszinsen auf Steuerschulden um 6 Monate ausgeweitet. 

Die Steuererklärungsfrist endet für beratene Fälle regulär Ende Februar 2021. Das Gesetz verlängert den 

Besteuerungszeitraum 2019 nun um 6 Monate. Dadurch wird den Steuer- und Feststellungserklärungen, 

die von Angehörigen der steuerberatenden Berufe erstellt werden, antragslos eine längere 

Bearbeitungszeit ohne Verspätungsfolgen eingeräumt. So sollen Steuerberaterinnen und Steuerberater 

entlastet werden, die mit der Beantragung aktueller Corona-Hilfen für Unternehmen stark beansprucht 

sind. 

14 Anspruch auf Kinderkrankengeld erweitert 

Gesetzlich versicherte Eltern können im Jahr 2021 pro Kind und Elternteil 20 statt 10 Tage 

Kinderkrankengeld beantragen, bei mehreren Kindern maximal 45 Tage. Für Alleinerziehende erhöht sich 

der Anspruch um 20 auf 40 Tage pro Kind und Elternteil, maximal bei mehreren Kindern auf 90 Tage. 

Der Anspruch besteht auch, wenn ein Kind zu Hause betreut werden muss, weil Schulen oder Kitas 

geschlossen sind, die Präsenzpflicht in der Schule aufgehoben oder der Zugang zum Betreuungsangebot 

der Kita eingeschränkt wurde. Eltern können das Kinderkrankengeld auch beantragen, wenn sie im Home-

Office arbeiten. Diese neue Regelung gilt rückwirkend ab 5.1.2021. 

Anspruchsberechtigt sind gesetzlich versicherte, berufstätige Eltern, die selbst einen Anspruch auf 

Krankengeld haben und deren Kind gesetzlich versichert und jünger als 12 Jahre oder aufgrund einer 

Behinderung auf Betreuung angewiesen ist. Weiterhin darf es im Haushalt keine andere Person geben, die 

das Kind betreuen kann. Der Nachweis des Betreuungsbedarfs gegenüber der Krankenkasse wird mit einer 
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Bescheinigung vom Arzt festgestellt. Muss ein Kind aufgrund einer Schul- oder Kitaschließung zu Hause 

betreut werden, genügt eine Bescheinigung der jeweiligen Einrichtung. 

15 Veräußerung von privaten und betrieblichen Gütern über Ebay 

Inzwischen ist der Onlinehandel von Wirtschaftsgütern ein lukratives Geschäft für Unternehmer. Dabei 

steht nicht nur Unternehmern das Internet als Verkaufsplattform zur Verfügung, sondern auch 

Privatpersonen. Da diese ihre privaten Güter verkaufen, um im besten Fall noch etwas Geld dafür zu 

bekommen, stellt diese Tätigkeit mangels Gewinnerzielungsabsicht keinen Gewerbebetrieb dar. Über die 

Differenzierung bei Unternehmern, welche zusätzlich noch private Dinge veräußern, hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) am 17.6.2020 entschieden. 

Im entschiedenen Fall veräußerte ein Onlinehändler Modelleisenbahnen und entsprechendes Zubehör. Dazu 

kamen weitere Veräußerungen, die nach der Ansicht des Unternehmers nicht zu versteuern seien, da es 

sich um private Umsätze handele. Er habe seine private Modelleisenbahnsammlung verkauft, welche er 

bereits vor der Unternehmensgründung besaß. Zudem erfolgte die Lagerung an zwei separaten Orten. Das 

Auflösen dieser Sammlung durch viele einzelne Verkäufe stelle keine gewerbliche Tätigkeit dar. 

Hätte der Unternehmer mit seiner Aussage Recht, so könnten die Umsätze trotzdem dem Gewerbebetrieb 

zuzuordnen sein, da hier eine Branchenüblichkeit vorliegt. Allerdings müsste hierbei zuvor steuerlich noch 

die Einlage aus dem Privatvermögen berücksichtigt werden. Wenn die Wirtschaftsgüter jedoch tatsächlich 

nie dem Betriebsvermögen zuzuordnen waren, so wären die privaten Umsätze steuerlich nicht zu 

berücksichtigen.  

Der BFH hat den Fall dem Finanzgericht zurückverwiesen, damit eine Überprüfung der tatsächlichen 

Umstände stattfinden kann. Sollte sich jedoch herausstellen, dass es sich von Anfang an um 

Betriebsvermögen handelte, so erfolgt eine nachträgliche Versteuerung der Umsätze. Entsprechende Fälle 

sollten mit Hinweis auf das Verfahren offengehalten werden. 

16 Anhebung von Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamtspauschale  

Mit dem Jahressteuergesetz 2020 wurden für die Zeit ab 1.1.2021 der Übungsleiterfreibetrag von 2.400 

auf 3.000 € und die Ehrenamtspauschale von 720 auf 840 € im Jahr erhöht.  

Der Übungsleiterfreibetrag stellt Einnahmen für bestimmte nebenberufliche übungsleitende, ausbildende, 

erzieherische, betreuende, künstlerische und pflegerische Tätigkeiten in begrenzter Höhe steuerfrei. Im 

Rahmen der Ehrenamtspauschale sind darüber hinaus auch Einnahmen aus bestimmten weiteren 

nebenberuflichen gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Tätigkeiten in begrenzter Höhe steuerfrei. 

Der Steuerfreibetrag bei Übungsleiter- und Ehrenamtstätigkeiten ist kein Arbeitsentgelt im Sinne der 

Sozialversicherung. Er bleibt bei der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung unberücksichtigt und damit 

beitragsfrei, solange die Freibeträge nicht überschritten werden. 

Auch geringfügig Beschäftigte, deren Einkommen regelmäßig 450 € nicht übersteigt, können zusätzlich 

den steuerfreien Übungsleiter- bzw. Ehrenamtsbetrag beziehen, ohne dass dieser bei der 

sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung berücksichtigt wird.  

17 Berücksichtigung der Instandhaltungsrückstellung bei Berechnung der 

Grunderwerbsteuer 

Bei der Berechnung von Grunderwerbsteuer sind einige Faktoren zu berücksichtigen, während andere nicht 

mit in die Berechnung einfließen dürfen. Zu diesem Thema musste sich der Bundesfinanzhof (BFH) mit der 
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Frage beschäftigen, ob eine Instandhaltungsrücklage beim Eigentumsübergang des entsprechenden 

Grundstücks bei der Berechnung der Grunderwerbsteuer steuermindernd zu berücksichtigen ist oder nicht. 

Es ging dabei um den Kauf von Sondereigentum an bestimmten Objekten und Miteigentum am 

gemeinschaftlichen Eigentum der Objekte. Daneben ging auch der Anteil an gemeinschaftlichen Geldern 

auf den Käufer über. Dazu gehörte auch eine Instandhaltungsrücklage. Diese wurde vom Finanzamt nicht 

kaufpreismindernd berücksichtigt. Dagegen wehrte sich der Käufer, der Kaufpreis müsse um den Betrag 

der Rücklage gemindert werden, sodass letztendlich auch weniger Grunderwerbsteuer zu zahlen sei. 

Nach Auffassung des BFH ist beim Erwerb von Teileigentum der vereinbarte Kaufpreis als 

Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer nicht um die anteilige Instandhaltungsrückstellung zu 

mindern. Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer ist der vereinbarte Kaufpreis einschließlich 

sonstiger Leistungen des Käufers und vorbehaltenen Nutzungen des Verkäufers, die unmittelbar mit dem 

Eigentumsübergang in Verbindung stehen. Zudem gehört die Rückstellung zum Verwaltungsvermögen, 

welches wiederum der gesamten Wohnungseigentümergemeinschaft gehört und nicht nur dem einzelnen 

Veräußerer. Für diesen besteht keine Möglichkeit die Rückstellung beim Verkauf zu übertragen. Auch 

dadurch fällt eine Berücksichtigung bei der Berechnung der Grunderwerbsteuer weg. 

18 Tankgutscheine und Werbeeinnahmen anstelle von Arbeitslohn sind 

sozialversicherungspflichtig 

Bei Vereinbarungen eines teilweisen Lohnverzichts, der über Gutscheine oder Werbeeinnahmen, die aus 

der Vermietung von Werbefläche auf dem Pkw des Arbeitnehmers entsteht, ausgeglichen wird, handelt es 

sich um sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt. Dies gilt nach dem Urteil des Bundessozialgerichts 

(BSG) vom 23.2.2021 grundsätzlich für alle geldwerten Vorteile eines Arbeitnehmers, die im 

Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis stehen. Ein Zusammenhang besteht immer dann, wenn der 

ursprüngliche Bruttoarbeitslohn rechnungsmäßig fortgeführt wird und die Tankgutscheine und 

Werbeeinnahmen als „neue Gehaltsanteile“ angesehen werden. 

Im verhandelten Fall legten Arbeitgeber und Arbeitnehmer einen individuellen Bruttoentgeltverzicht bei 

gleichbleibender Arbeitszeit fest. Die bisherige Bruttovergütung wurde zur Berechnung künftiger 

Gehaltsansprüche weitergeführt. Als Ausgleich und „neue Gehaltsbestandteile“ vereinbarten die Parteien 

monatliche Tankgutscheine in Höhe von 40 € und Mietzahlungen für die Bereitstellung von Werbeflächen 

in Höhe von 21 € im Monat. Nach einer Betriebsprüfung forderte der Rentenversicherungsträger 

Sozialversicherungsbeiträge nach. Der Arbeitgeber lehnte die Nachforderung ab und begründete dies 

damit, dass der Sachwert der Tankgutscheine unter der steuerlichen Bagatellgrenze von 44 € im Monat 

liegt. Darüber hinaus ist für die Werbefläche ein Mietvertrag geschlossen worden, welcher nicht auf dem 

Arbeitsverhältnis beruht.   

Diese Auffassung teilte das BSG nicht und führte in seiner Urteilsbegründung aus, dass es bei den 

Mieteinahmen nicht darauf ankommt, dass ein eigenständiger Mietvertrag mit dem Arbeitnehmer 

geschlossen worden ist und es sich bei den Werbeeinnahmen um einen „neuen Gehaltsanteil“ handelt. Da 

auch die Tankgutscheine auf einen bestimmten Betrag festgelegt sind, handelt es sich ebenfalls um einen 

Sachbezug im Sinne eines „neuen Gehaltsbestandteils“.  Die steuerrechtliche Bagatellgrenze kann daher 

nicht zur Anwendung kommen. 

19 Fahrradunfall einer ehrenamtlichen Pflegekraft gilt als Arbeitsunfall 

Die Richter des Landessozialgerichts Baden-Württemberg (LSG) hatten am 16.12.2020 über 

nachfolgenden Sachverhalt zu entscheiden: Eine Tochter pflegte ihre Eltern und war bei der Pflegekasse 

angemeldet. Sie besorgte  mit dem Fahrrad bei einem Arzt privat sowohl ein Schmerzmedikament für ihren 
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Vater als auch eine kleine Menge Wildfleisch. Auf dem Rückweg stürzte sie mit dem Fahrrad und erlitt 

Verletzungen am linken Knie. Der spätere Heilungsverlauf gestaltete sich schwierig und der Unfall hat evtl. 

erhebliche bleibende Schäden zur Folge. 

Unmittelbar nach dem Unfall gab die Tochter in ihrem Antrag gegenüber der Unfallkasse an, die 

Fahrradfahrt diente sowohl der Medikamenten- als auch der Nahrungsmittelbeschaffung. Bei einem 

späteren Gespräch mit einem Mitarbeiter der Unfallkasse rückte sie auf Nachfrage das Schmerzmittel in 

den Vordergrund; das Fleisch nahm sie nur bei dieser Gelegenheit mit. Die Unfallkasse lehnte daraufhin die 

Anerkennung als Arbeitsunfall ab, weil eine ehrenamtliche Pflegeperson nur bei der Besorgung von 

Nahrungsmitteln, nicht aber von Medikamenten unfallversichert ist. 

Die LSG kam jedoch zu dem Entschluss, dass der Fahrradunfall einer ehrenamtlichen Pflegekraft auf dem 

Rückweg von Besorgungen für die Pflegepersonen (Arzneimittel bzw. Wildfleisch) als versicherter 

Arbeitsunfall anzuerkennen ist. So ist es unschädlich, dass die Nahrungsmittelbeschaffung nicht im 

Vordergrund stand. Denn auch bei der Besorgung von Schmerzmitteln handelt es sich um eine 

unfallversicherte Tätigkeit einer Pflegeperson. Daher kam es auf die Frage der Handlungstendenz nicht 

mehr an. 

20 Kein Anspruch an Versicherung infolge Betriebsschließung im Zuge der 

Corona-Pandemie 

Verspricht eine Betriebsschließungsversicherung Deckungsschutz für „nur die im Folgenden aufgeführten“ 

Krankheiten und Krankheitserreger, wobei Covid-19 und Sars-Cov-2 (auch sinngemäß) nicht genannt sind, 

besteht kein Versicherungsschutz bei Betriebsschließungen wegen des neuartigen Corona-Virus. Zu dieser 

Entscheidung kamen die Richter des Oberlandesgerichts Hamm (OLG) in einem einstweiligen 

Rechtsschutzverfahren am 15.7.2020. 

Das Oberlandesgericht Stuttgart (OLG) hat am 18.2.2021 zwei ähnlich begründete Entscheidungen über 

Ansprüche von Gastronomen getroffen, die ihren Betrieb aufgrund der im März 2020 erlassenen Corona-

Verordnung des Landes Baden-Württemberg schließen mussten. Die Gastronomen hatten bei 

unterschiedlichen Versicherungsgesellschaften sog. Betriebsschließungsversicherungen abgeschlossen. 

Aufgrund von behördlich verordneter Betriebsschließung verlangten sie Leistungen von den jeweiligen 

Versicherungen, die diese aber verweigerten.  

In der Begründung führt das OLG aus, dass die Versicherungsbedingungen jeweils abgeschlossene und 

nicht erweiterbare Kataloge enthielten. Diese könnten nicht im Sinne einer dynamischen Verweisung auf 

die jeweils geltenden Regelungen des Infektionsschutzgesetzes verstanden werden. Die Regelungen sind 

für einen durchschnittlichen gewerblichen Versicherungsnehmer nicht überraschend und nicht 

intransparent. 

 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Eine 

Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 



 

MANDANTENINFO MRZ/APR 2021 • SEITE 11 VON 11 

21 In eigener Sache ... 

muss ich an dieser Stelle eine uns tief getroffene Nachricht mitteilen. Unsere liebe Kollegin und Freundin 

Heike Kulka ist am 20.03.2021 nach kurzer, schwerer Krankheit verstorben. Sie war 22 Jahre „an Bord“ – 

fast von Anfang an. Sie fehlt uns, wir sehen sie jeden Tag vor Augen und können den Verlust alle nicht 

begreifen. Das Leben kann so ungerecht sein. 

Heike, wir vermissen Dich so sehr. 

Stille Grüße von uns allen. 

 

 

Christine Hartwig StBin  

 


